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1. Präambel 
Die bisherige politische Schwerpunktsetzung der Lichtenberger Kommunalpolitik des “kinder- und 
familienfreundlichen Bezirks Lichtenberg” ist richtig und wichtig. Sie ist aber nur ein Aspekt einer 
gesunden Stadt und darf nicht dafür herhalten, Maßnahmen zur Ansiedlung von Wirtschaft und 
Kultur zu behindern. Lichtenberg darf nicht zur Schlafstadt verkommen. Der Bezirk muss lebendiger 
und attraktiver werden – für Kinder, Familien, Sportler, Kreative, Kulturschaffende, Clubs und 
Gewerbetreibende. 

2. Bildung 

Frühkindliche Bildung 
Die im Bezirk existierenden Berliner Familienzentren wollen wir weiterhin fördern und dadurch auch 
die frühkindliche Bildung in den Kiezen weiter stärken. Die Familienzentren bieten verschiedene 
Veranstaltungen wie Elterncafés und Musik- und Kreativkurse für Kinder und Eltern. Sie leisten 
dadurch einen wichtigen Beitrag zur Unterstützung und Entlastung des Erziehungsalltags der Eltern, 
speziell junger und alleinerziehender Eltern. Sie sollen auch weiterhin als Ergänzung zu den Kitas zur 
Verfügung stehen. 
 
Die ergänzende Tagesbetreuung in Lichtenberg soll stärker beworben werden und ihre Beantragung 
erleichtert werden. Eltern sollen dadurch unkompliziert die Möglichkeit haben, kurzfristige 
Betreuungsangebote wahrzunehmen. Zudem wollen wir private Initiativen im Betreuungsbereich 
fördern. 
 
Bei der Weiterentwicklung von Kindergärten wollen wir, dass sich die Planung des Bezirks dem 
Bedarf flexibel anpasst. Bei der steigenden Zahl an jungen Familien im Bezirk und Eltern, die sich für 
eine spätere Einschulung entscheiden, kann eine starre Planung dem Betreuungsbedarf nicht gerecht 
werden. Dabei müssen auch verschiedene Aspekte der Stadtentwicklung berücksichtigt werden. Die 
zuständigen Abteilungen des Bezirksamtes müssen hierbei stärker vernetzt werden, um schnell und 
flexibel Betreuungsangebote zu gewährleisten. 

Schulen 
Dass die Lernumgebung der Schüler sicher, sauber und saniert ist, halten wir für eine 
Selbstverständlichkeit. Der Bezirk hat hierbei in den letzten Jahren massiv die Zügel schleifen lassen. 
Wir fordern für jede Schule eine eigene Reinigungskraft.  
 



 
Für jede Schule muss sichergestellt sein, dass sowohl die Essensräume als auch die Horteinrichtungen 
der Zahl an Schülern auch gerecht werden können. Mit steigender Zahl an Schülern müssen auch 
diese Einrichtungen bedarfsorientiert mit ausgebaut werden. 
 
Bei Fördermittelprogrammen zur Sanierung der Schulen wollen wir, dass sich der Bezirk aus der 
Umsetzung der Mittel heraushält. Die Schulen können selbst am besten entscheiden, wo das Geld am 
effektivsten genutzt werden kann. 
 
Wir fordern bei umfassenderen baulichen Veränderungen an Schulen, Eltern, Lehrer und Schüler in 
den Planungsprozess aktiv und frühzeitig mit einzubinden. 
 
Für die Ausstattung der Schulen fordern wir eine umfassende Aufrüstung an IT-Systemen wie 
Smartboards, Tablets und PCs, um moderne Medien zuverlässig in den Unterricht zu integrieren. In 
diesem Rahmen müssen auch die Lehrer weitergebildet werden. Der Bezirk muss hier ergänzende 
Fortbildungsangebote schaffen. 
 
Wir fordern einen weiteren Schulstandort für die Region Karlshorst-West, um den weiteren 
steigenden Bedarf durch den geplanten Neubau an Wohnungen gerecht zu werden. 
 
Für schulpflichtige Flüchtlinge wollen wir optimale Bedingungen schaffen, damit sie schnell in den 
Schulalltag integriert werden können. Dafür müssen die entsprechenden Willkommensklassen 
kontinuierlich mit Schulmaterialien ausgestattet sein. 
 
Der Lichtenberger Jugendverkehrsschule wollen wir weiterhin ihre Existenz sichern und einer 
breiteren Öffentlichkeit durch längere Öffnungszeiten zugänglich machen. Durch die Finanzierung 
soll eine umfassende personelle und materielle Ausstattung sichergestellt werden. 

3. Mobilität 
Die FDP Lichtenberg setzt sich für ein faires Miteinander aller Fortbewegungsmittel ein – ganz gleich 
ob zu Fuß, per Fahrrad, öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) oder Auto. Lichtenbergerinnen und 
Lichtenberger sollen die Wahlfreiheit haben, sich ihr Verkehrsmittel aussuchen zu können – 
entsprechend ihrer persönlichen Bedürfnisse hinsichtlich Verfügbarkeit, Geschwindigkeit, Kosten, 
Komfort und Umweltfreundlichkeit. 
 
In den vergangenen Jahren ist ein Sparkurs zu Lasten der Infrastruktur gefahren worden. Diesen 
Irrweg gilt es zu verlassen und wichtige Infrastrukturmaßnahmen anzugehen. 
 
Die Freien Demokraten Lichtenberg sprechen sich generell gegen Parkraumbewirtschaftung aus. 
Lichtenberg hat an der Grenze zu Friedrichshain Parkdruck, weil dort flächendeckend 
Parkraumbewirtschaftung eingeführt wurde. Darauf zu reagieren, indem die Flächen der 
Parkraumbewirtschaftung nach Lichtenberg hinein vergrößert werden, verlagert und vergrößert nur 
das Problem zu den neuen Grenzen der Bewirtschaftung. Parkraumbewirtschaftung ist kein 
geeignetes Steuerinstrument gegen Lastspitzen, sondern reine Abzocke. 
 
Die Freien Demokraten Lichtenberg befürworten den Bau von innerstädtischen Parkhäusern. 
Kommunale Wohnungsbaugesellschaften (WBGs) können dazu verpflichtet werden, z. B. gegenüber 



 
vom Tierpark (Park + Ride zum U-Bahnhof Tierpark) oder beim S-Bahnhof Lichtenberg. Smartphone-
gestützte Parkleitsysteme sollten in Lichtenberg getestet werden. 
 
In Lichtenberg ist die Sicherung aller Schulwege noch nicht erreicht, z. B. in der Dönhoffstraße. Der 
weitere Bau von Fußgängerüberwegen muss entsprechend priorisiert werden. 
 
Der Instandsetzung bestehender Radwege muss eine höhere Priorität gegeben werden, z. B. 
Landsberger Allee, Waldowallee, Robert-Sievert-Straße, ggf. auch zu Lasten des Neubaus. Mit neuen 
Radwegen sollen vor allem Lücken im Wegenetz geschlossen werden, z. B. Treskowallee ab S-
Bahnhof Karlshorst in Richtung Tierpark. Dabei müssen aber stets die Mittel für die weitere 
Instandhaltung im Haushalt bereitgestellt werden. Die Abstellmöglichkeiten für Fahrräder an S- und 
U-Bahnhöfen sollen vergrößert werden. 
 
Zur Entlastung der Hauptverkehrsachsen und für kürzere Fahrzeiten und der damit einhergehenden 
Umweltentlastung setzt sich die FDP Lichtenberg für den Weiterbau der A 100 bis Lichtenberg ein. 
Für unseren Bezirk würde endlich ein Standortnachteil gegenüber westlichen Bezirken aufgehoben 
werden. Vorhandene Arbeitsplätze würden gesichert und gute Voraussetzung für die Ansiedlung 
neuer Arbeitsplätze geschaffen werden. 
 
Die Tangentialverbindung Ost (TVO), vor allem zur Entlastung der Treskowallee, und die 
Ortsumfahrung für Malchow müssen zügig gebaut werden. 
 
Am Standort S-Bahnhof Lichtenberg sollte ein Fernbusbahnhof eingerichtet werden. Dies sorgt für 
eine bessere Anbindung an den Fernbusverkehr im Osten der Stadt und entlastet die wenigen bereits 
vorhandenen Fernbushaltestellen, allen voran den überfüllten ZOB. 
 
Lichtenberg sollte die Voraussetzungen für eine Infrastruktur für Elektromobilität schaffen. 
 
Zur Entlastung des Verkehrsaufkommens und der Verbesserung des Verkehrsflusses fordern wir eine 
„Grünen Welle“ bei Tempo 50 km/h. Auf Hauptverkehrsstraßen, z. B. Landsberger Allee ab 
Weißenseer Weg in Richtung Marzahn, ist auch Tempo 60 km/h möglich. Ampelanlagen sind nachts 
ausschließlich an wichtigen Hauptverkehrsstraßen in Betrieb zu halten. 
 
Die Aufzüge an S-Bahnhöfen müssen regelmäßig in Stand gehalten werden, z. B. am Betriebshof 
Rummelsburg ist der Aufzug ständig defekt. 
 
Wir unterstützen die EU-Vorgabe, bis zum Jahr 2022 den ÖPNV komplett barrierefrei umzugestalten. 
Auch hier muss stets die weitere Instandhaltung neuer Anlagen sichergestellt werden. 

4. Wirtschaft und Beschäftigung 
Arbeitgeber machen in Lichtenberg beim Kontakt mit der Bezirksverwaltung die Erfahrung, dass sie 
misstrauisch als feindliche Subjekte behandelt werden, deren Anliegen stets besonders kritisch 
begegnet wird. Hier ist eine komplette Umkehr hin zu einer Willkommenskultur für 
Gewerbetreibende und Investoren notwendig. Neben der Atmosphäre im Umgang mit Investoren 
sind aber auch die Infrastruktur und die Leistungsfähigkeit der Verwaltung wichtige Faktoren für die 
Ansiedlung neuer Unternehmen. Lichtenberg muss seine Defizite abbauen und gegenüber anderen 



 
Bezirken wettbewerbsfähig werden. Zum Beispiel muss die Bezirksverwaltung 
Fremdsprachenkompetenz haben, um in den Dialog mit ausländischen Investoren treten zu können. 
 
Start-ups sollen durch das Bezirksamt Lichtenberg gezielt gefördert und zur Ansiedlung in 
Lichtenberg gewonnen werden. Ein geeigneter Standort ist in Karlshorst-Nord, wo aktuell der 
Campus der HTW ist. Schon bevor die HTW in voraussichtlich fünf Jahren diesen Standort aufgibt, 
wollen wir uns darum bemühen, hier gezielt Start-Ups anzusiedeln. Ausgründungen aus der 
Hochschule müssen in den nächsten Jahren die Initialzündung für den Standort sein.   
 
Wir werden uns für eine Sprinter-Prämie des Senats einsetzen, um Bezirksverwaltungen zu belohnen, 
die schnell Gewerbeansiedlungen bearbeiten – analog zu den Prämien für schnelle Genehmigungen 
von Wohnungsbauvorhaben. 
 
Das verbraucher-, wettbewerbs-, investitions- und innovationsfeindliche Zentren- und 
Einzelhandelskonzept für Lichtenberg gehört abgeschafft. Wenn ein Investor wie Globus ein 
modernes Einkaufszentrum nach Lichtenberg bringen möchte, muss dies unterstützt werden, anstatt 
den ansässigen Einkaufszentren kommunalpolitisch Bestandsschutz zu gewähren. Die bestehenden 
Zentren haben bei ihrer Errichtung ebenfalls andere Gewerbetreibende im freien Wettbewerb 
verdrängt. Innovative neue Wettbewerber dürfen nicht behindert und sogar verhindert werden. Das 
gilt für den Einzelhandel genauso wie für alle anderen Wirtschaftszweige mit funktionierenden 
Märkten. 
 
Die Freien Demokraten Lichtenberg befürworten, dass die Berliner Bezirke individuelle 
Gewerbesteuern erheben dürfen. Davon profitieren vor allem wirtschaftlich schwache Bezirke. Berlin 
kann dadurch flächendeckend für Wirtschaftsansiedlungen attraktiv gemacht werden. 
 
Das Gewerbegebiet Herzbergstraße muss als innerstädtisches Gewerbegebiet erhalten bleiben. Dazu 
ist ein Bebauungsplan zu erstellen, der die betroffenen Gewerbetreibenden absichert und 
Rahmenbedingungen für die Ansiedlung neuer Unternehmen schafft. 
 
Ein maßgeblicher Bestandteil moderner Berliner Kiezkultur sind die Spätis. Eine liberale 
Ladenöffnungspolitik wird gerade diesem lokalen Lebensgefühl gerecht. In einer Hauptstadt kann sie 
außerdem im Einzelhandel einen neuen Aufschwung für Minijobs bedeuten. Die Freien Demokraten 
befürworten daher das Existenzrecht für Spätis im Bezirk und setzen sich im Sinne der Verbraucher 
für die Abschaffung des Ladenschlussgesetzes ein. 

5. Stadtentwicklung 
Die einzige sinnvolle Maßnahme für mehr und bezahlbaren Wohnraum ist der Neubau von 
Wohnungen. Dieser muss von der Lichtenberger Verwaltung weiterhin mit hoher Priorität 
unterstützt werden. Auch der Ausbau von Dachgeschossen und das Schließen kleinerer Baulücken 
sollen in Betracht gezogen werden. Zum Wohnen gehört für uns selbstverständlich auch die 
Daseinsvorsorge. Aus diesem Grund fordern wir, bei der Genehmigung neuer Wohnungen stets auch 
die notwendige Infrastruktur mit zu planen. Es müssen Räume für Schulen, Spielplätze, die 
medizinische Versorgung, Kultur, den Einzelhandel und die entsprechenden Parkplätze vorhanden 
sein. Hierfür braucht es ein ganzheitliches Demografiekonzept für Lichtenberg, damit die 
Stadtentwicklung auch künftig zu den Menschen, die hier leben, passt. 
 



 
Der Berliner Senat hat in den vergangenen Monaten neue (Schein-)Regelungen getroffen, um das 
Wohnungsangebot zu erhöhen. Das kürzlich in Kraft getretene Verbot flexibler privater 
Unterbringungsangebote wie Airbnb (Zweckentfremdungsverbot) lehnen wir entschieden ab. Es 
greift in die Freiheit von Wohnungsbesitzern und Mietern ein und bindet zum anderen massiv 
Personal zur Kontrolle, welches an anderer Stelle fehlt. 
 
Investitionen, die die Attraktivität des Bezirks Lichtenberg erhöhen, sollen von der Verwaltung 
wohlwollend begleitet werden, z. B. die Errichtung eines Wasserparks in Rummelsburg. 
 
Die aktuelle Verfügbarkeit von Grillplätzen in Lichtenberg ist unzureichend. Es sollte im gesamten 
Bezirk Grillstandorte geben. Wir wollen das Angebot an Grillplätzen um geeignete Flächen erweitern. 
 
Kompetenzen für Entscheidungen der Stadtentwicklung sollen in der Hoheit der Bezirke bleiben und 
nicht an die Senatsverwaltungen abgetreten werden. 

6. Verwaltungsmodernisierung und Datenschutz 
Die Modernisierung der Verwaltung ist eine Daueraufgabe. Sie hat zum Ziel: 

• nicht monatelang auf einen Termin warten zu müssen 
• auf die demografische Entwicklung des Personals zu reagieren (in den nächsten fünf Jahren 

geht ein Drittel in Rente) 
• das Arbeiten in der Verwaltung attraktiver zu machen 
• Möglichkeiten moderner Technik zu nutzen 
• finanzielle Mittel effizienter einzusetzen 
• Standortvorteile für Lichtenberg zu schaffen und 
• Belastungen durch Behördengänge für Bürger und Gewerbetreibende zu reduzieren. 

 
Die lokale Verwaltung muss sich angesichts des stetigen Zuzugs in Lichtenberg für die 
Herausforderungen der zukünftigen Jahre vorbereiten. Die Ämter müssen ihre Planungen eng 
verzahnen und abstimmen. Es darf kein Flickenteppich entstehen, der den realen Zahlen stets 
hinterherhinkt. 
 
Wir fordern deshalb den Mut, vielfältige, auch digitale Kanäle zur Bürgerverwaltung auszuprobieren. 
Der klassische Gang zum Bürgeramt sollte zur Ausnahme werden. Wie es bereits viele europäische 
Staaten vormachen, sollte auch in unserem Bezirk jeder Behördengang digital machbar sein. 
 
Auch die behördeninternen Strukturen müssen modernisiert werden. Software wie Windows XP, für 
die seit Jahren der Herstellersupport ausgelaufen ist, stellt heute nicht nur eine Bremse für die 
Effektivität, sondern auch ein akutes Sicherheitsrisiko für die Daten der Bürger dar. 
 
In den vergangenen Jahren ist viel über die Personal-Soll-Stärke in der Berliner Verwaltung diskutiert 
worden. Was bei alldem deutlich zu kurz gekommen ist, war ein offener Dialog darüber, welche 
Aufgaben die Verwaltungen künftig noch wahrnehmen sollen. Insbesondere die künftige 
demographische Entwicklung in Bezirk und Gesamtstadt muss dabei beachtet werden. Wir möchten 
einen ergebnisoffenen Dialog anstoßen. Konkret soll geprüft werden, welche freiwilligen Aufgaben in 
welcher Qualität und welchem Umfang erledigt werden können und wo bestehende Aufgaben 
gemeinsam mit Verwaltungen anderer Bezirke erbracht werden können. Daraus möchten wir den 
Personalbedarf ableiten, den unser Bezirksamt benötigt. 



 
 
Wir möchten die Mitarbeiter des Bezirksamtes aktiv in den Prozess der Verwaltungsmodernisierung 
einbinden. Sie sollen die Möglichkeit haben, eigene Ideen für Umstrukturierungen und Einsparungen 
in die Debatte einzubringen. Im Gegenzug können sie über eine Prämie an den eingesparten Mitteln 
beteiligt werden. 
 
Generell möchten wir die Bezirksverwaltung animieren, zur Vorreiterin für gesellschaftlichen 
Fortschritt zu werden. Neben flexiblen Arbeitszeitmodellen (Home Office, Stundenkonten) muss das 
Bezirksamt ein Vorbild bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf werden. Bei der künftigen 
Personalplanung muss sich zudem stärker die Zusammensetzung der Lichtenberger Bürgerschaft 
widerspiegeln. Dies bedeutet auch, mehr Migranten eine Beschäftigungsperspektive zu ermöglichen. 
 
Lichtenberg muss einen Beitrag zur Digitalisierung der Gesellschaft leisten. Durch die schnelle 
Abarbeitung von entsprechenden Anträgen soll der Breitbandausbau gefördert werden. Die 
Verwaltungsinfrastruktur soll durch WLAN-Hotspots der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt 
werden. 

7. Haushalt und Finanzen 
Lichtenberg hat in den letzten Jahren erhebliche Überschüsse erwirtschaftet (32 Millionen Euro). Mit 
diesem Geld darf nun keine Klientel bedient und Geschenke gemacht werden, sondern es müssen 
Versäumnisse der Vergangenheit bereinigt werden, also die Probleme beseitigt werden, die aufgrund 
unverhältnismäßiger Sparmaßnahmen entstanden sind. Vorrang sollten Investitionen in die 
Infrastruktur haben, z. B. Schulen, Sporthallen, Straßen, Wege und öffentliche Gebäude. 
 
Die Schuldenfreiheit Lichtenbergs gilt es unbedingt zu erhalten. Sie sichert auch den zukünftigen 
Generationen Handlungsfreiheit und Flexibilität. 
 
Steuerverschwendung muss konsequent bekämpft werden. Wir werden uns auch weiterhin für 
Aufklärung und Transparenz einsetzen, um präventive Maßnahmen ableiten zu können und 
zukünftigen Vorkommnissen vorzubeugen. Die Versäumnisse des Bezirksamtes im Zusammenhang 
mit dem Skandal an der Volkshochschule (VHS) Lichtenberg sind noch nicht öffentlich gemacht 
worden. Deshalb kann noch nicht beurteilt werden, ob die ergriffenen Maßnahmen, wie der 
Austausch der VHS-Leitung, ausreichend sind. 

8. Bürgerbeteiligung 
Seit vielen Jahren wird im Bezirk Lichtenberg die Bürgerbeteiligung als besondere Errungenschaft 
gefeiert. Bei genauem Hinsehen entpuppt sie sich aber als Folklore und Lippenbekenntnis. Wenn es 
darauf ankommt, wenn sich ein Bürgerbegehren gegen das Handeln des Bezirksamtes formiert, wird 
mit allen Tricks gegen die Bürger gearbeitet. Der für echte Bürgerbeteiligung notwendige 
Mentalitätswechsel in der Bezirksverwaltung hat noch nicht begonnen. Die Bürger müssen als 
kompetenter Ratgeber und relevanter Betroffener ernst genommen und zu Rate gezogen werden. 
Um die Meinung betroffener Bürger muss aktiv geworben werden – nicht nur zur Bestätigung und 
Rechtfertigung der eigenen Überzeugungen, sondern vor allem für den Diskurs mit anderen 
Meinungen mit der Offenheit und Beweglichkeit, vom ursprünglichen Kurs abweichen zu können und 
zu wollen. 



 
 
Bereits Eckpunkte von Planungen müssen in Ämtern und online veröffentlicht werden und um 
Kommentare geworben werden. Bürgerbeteiligung muss als hilfreicher Beitrag zur Verwaltungsarbeit 
aufgefasst und behandelt werden. Über den Umgang mit den Vorschlägen muss Rechenschaft 
abgelegt werden. Als Beispiele seien die Planungen von Schulen, Kultur, Spielplätzen und Verkehr 
genannt. 
 
Es ist nicht sinnvoll, einen regelmäßig unterversorgten Bezirkshaushaltsentwurf allein aus der 
Perspektive der Ausgaben mit den Bürgern zu diskutieren. Der Bürgerhaushalt ist als Instrument nur 
dann sinnvoll, wenn auch die Seite der Einnahmen betrachtet werden kann. Dafür muss ein 
Bürgerhaushalt für das gesamte Land Berlin eingeführt werden. 

9. Jugend und Kultur 
Wir Lichtenberger Freie Demokraten treten an für eine lebendige und moderne Jugendbeteiligung in 
unserem Bezirk. Nicht nur die Kommunikationsgewohnheiten der jungen Generation haben sich in 
den vergangenen Jahren grundlegend gewandelt. Auch die Bedürfnisse von Kindern und 
Jugendlichen fordern ein Umdenken in der bezirklichen Jugendarbeit. Die besonders durch das 
Internet entstandenen neuen Formen der politischen Beteiligung möchten wir durch stärkere 
Mitspracherechte der Kinder und Jugendlichen in der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) und 
ihren Ausschüssen abbilden. Dafür wollen wir wieder ein Jugendparlament einrichten. In diesem 
sollen nicht nur Schüler öffentlicher Schulen, sondern auch Auszubildende und Privatschüler sich 
selbst organisieren können, um aktiv politisch im Bezirk zu wirken. Die Jugendlichen sollen nicht nur 
die Möglichkeit zur schriftlichen Stellungnahme haben, sondern ein aktives Rede- und Antragsrecht 
in den Ausschüssen und der Bezirksverordnetenversammlung erhalten, die ihre Belange betreffen.  
 
Die Landschaft der Jugendclubs muss sich an den Interessen der Jugendlichen ausrichten. Dies 
schließt die Öffnungszeiten und Ausstattung ein, betrifft aber auch die Bereitschaft des Bezirksamtes, 
auch neuen Betreibern und Konzepten die Möglichkeiten zur Umsetzung zu geben. Aufgrund der 
Unterversorgung in Karlshorst, setzen wir uns dort für den Neubau eines Jugendclubs ein. 
 
Im Interesse eines nahtlosen Übergangs von der Schule in einen Beruf möchten wir das Angebot und 
die Vermittlung berufsorientierender Maßnahmen ausweiten. Die Praktika für Schüler sollen so 
flexibilisiert werden, dass es möglich wird, mehrere Berufe kennenzulernen. Die frühzeitige 
Vernetzung von Schulen, Schülern, Jugendclubs und Unternehmen ist kein Teufelszeug, sondern 
notwendige Voraussetzung dafür, dass junge Menschen ihre Potenziale erkennen und wissen, an 
welcher Stelle auf dem Arbeitsmarkt sie diese einsetzen können. Die Unternehmen müssen als 
Verbündete angesehen werden. Entsprechend möchten wir gemeinsam mit allen Akteuren mehr 
Gewicht auf die Berufsorientierung ab Klasse 7 legen. 
 
Es muss eine ständige Verpflichtung jeder kulturellen Einrichtung sein, auch private Spenden und 
Sponsorengelder zu akquirieren. Bei bezirklich geförderten Häusern sollen private Mittel die 
staatliche Grundfinanzierung ergänzen, nicht ersetzen. Die erfolgreiche Einwerbung von Mitteln darf 
nicht zur Kürzung der öffentlichen Förderung führen. 
 
 



 

10. Soziales 
Lichtenberg hat ein dichtes Netz sozialer Träger und Hilfsangebote. Es ist notwendig, soziale 
Angebote bereitzustellen, um Menschen in schwierigen Lebenslagen die notwendige Unterstützung 
zu bieten. Die Mittel müssen an jenen Stellen eingesetzt werden, wo der Bedarf am größten ist. Nur 
so kann der größtmögliche Effekt erzielt werden. 
 
Außerdem fordern wir für unseren Bezirk einen Trägeratlas für sämtliche Angebote sozialer Hilfen. In 
diesem sollen alle Anbieter und deren Angebote aufgelistet werden, ebenso die Ziele, auf deren 
Erfüllung sich Anbieter und Bezirksamt bei Vertragsabschluss verständigt haben. Dieser soll öffentlich 
einsehbar sein und hierdurch für mehr Transparenz sorgen. Das Bezirksamt muss künftig klar 
nachvollziehbare und messbare Kriterien für die Vergabe sozialer Leistungen definieren, anhand 
derer sich insbesondere die Qualität der erbrachten Leistungen ablesen lässt. Wer diesen Kriterien 
nicht gerecht wird, verwirkt sein Recht, in der sozialen Hilfe zu agieren. Über eine Ausweitung des 
Finanzierungszeitraums ist den Trägern mehr Planungssicherheit für ihre Arbeit zu ermöglichen. Wir 
machen Schluss mit der jahrelang verfolgten Strategie, im Blindflug Angebote zu schaffen in der 
Hoffnung, hierdurch eine Nachfrage zu erzeugen. Wir stehen für bedarfsgerechte Angebote. Soziale 
Hilfen sollten nur temporäre Unterstützungsleistung in schwierigen Lebenslagen bieten. 
 
Wir bekennen uns zur Einhaltung der Vorgaben von EU und UN, die öffentliche Infrastruktur bis zum 
Jahr 2022 schrittweise barrierefrei umzubauen. Bestehende Modernisierungslücken möchten wir 
gemeinsam mit den Betroffenen und ihren Interessenvertretungen schließen. Des Weiteren setzen 
wir uns für eine noch stärkere Integration von Menschen mit Behinderung im öffentlichen Leben 
unseres Bezirks ein. Nicht nur bei Veranstaltungen möchten wir mehr Vielfalt, sondern auch im 
politischen Prozess fordern wir eine noch stärkere Beteiligung und Einbeziehung. 
 
Selbiges gilt für die Lichtenberger Seniorinnen und Senioren. Die Erfahrungen und Netzwerke, die 
ältere Menschen im Laufe ihres Lebens gemacht und geknüpft haben, möchten wir aktiv für das 
soziale Leben in unseren Kiezen nutzen. Entsprechend möchten wir ältere Personen über passende 
Angebote stärker für ehrenamtliche Tätigkeiten (z. B. als Mentoren für junge Personen, in der 
Flüchtlingshilfe oder in der Seniorenvertretung des Bezirks) gewinnen. Zudem möchten wir 
gemeinsam mit ihnen bestehende Lücken im Angebot für Senioren erkennen und schrittweise 
schließen. 

11. Flüchtlinge und Integration 
Die Freien Demokraten setzen sich für ein weltoffenes und gastfreundliches Lichtenberg ein, in dem 
Menschen, die vor Krieg und Verfolgung fliehen, von den Bürgerinnen und Bürgern offen empfangen 
werden und eine Chance erhalten, Teil unserer Gesellschaft zu werden. Gleichzeitig muss mit den 
Menschen, die bereits hier leben, offen und ehrlich umgegangen werden. Es muss frühzeitig 
kommuniziert werden, wie der Bezirk die Unterbringung und Integration der hier Ankommenden 
organisieren möchte. Was wir benötigen und einführen wollen, sind frühzeitige öffentliche Dialoge 
mit den Bürgern über die beste Integration in unserem Bezirk. Hierbei sollen sowohl die Konzepte 
des Bezirks als auch die Ideen der Bürgerschaft Berücksichtigung finden. 
 
Flüchtlingsunterkünfte dürfen kein Dauerzustand sein. Der Bildung von Ghettos muss vorgebeugt 
werden. Flüchtlingsheime dürfen nur eine Übergangsstation direkt nach der Ankunft sein – vor allem 
im Interesse der Flüchtlinge selbst, die schnell in unsere Gesellschaft integriert werden müssen. 



 
Stattdessen sollten besonders Flüchtlingsfamilien, aber auch alleinreisende Flüchtlinge dezentral in 
Wohnungen untergebracht werden. Wer frühzeitig mit der neuen Gesellschaft in Kontakt kommt, 
lernt schneller deren Sprache, Werte und Regeln. Für eine erfolgreiche Integration müssen zudem 
die Kita- und Schulkapazitäten für Flüchtlingskinder erhöht werden. Nur wer gleich zu Beginn die 
deutsche Sprache spricht und gute Bildungschancen bekommt, kann einen positiven Beitrag zu 
unserer Gesellschaft leisten, anstatt dauerhaft zum Sozialfall zu werden. Durch die Bereitstellung 
entsprechender Mittel möchten wir das Angebot an Deutschunterricht insbesondere an der 
Volkshochschule an den Bedarf anpassen. 
 
Die FDP Lichtenberg sieht in der Zuwanderung – auch durch Flüchtlinge – eine ökonomische Chance 
und Bereicherung für Deutschland. Damit wir alle diese Chance nutzen, müssen wir es Flüchtlingen 
ermöglichen zu arbeiten. Unternehmen, aber auch Organisationen und ehrenamtlich arbeitende 
Einrichtungen sollen Migranten, z. B. über Praktika, einen Einblick und Einstieg in Beschäftigung 
ermöglichen. Über direkte Begegnungen, z. B. in Form von Speed-Datings von Kammern, 
Unternehmen und Migranten, sollen Arbeitskräftebedarf und -potenzial zusammengebracht werden. 
Gleichzeitig möchten wir über die Arbeitsagentur in unserem Bezirk Flüchtlinge schnell in Praktika 
und mittelfristig in reguläre Beschäftigungsverhältnisse vermitteln. Ein hervorragender Sprachlehrer 
ist der Kollege am Arbeitsplatz! Daher erwarten wir auch bei der Arbeitsagentur ein Umdenken bei 
der Vermittlung und eine stärkere Fixierung auf die Potenziale von Flüchtlingen. 
 
Die Flüchtlingshilfe im Bezirk möchten wir besser koordinieren. Insbesondere streben wir die 
Gründung eines Integrationsbeirates an, in dem alle relevanten Aspekte und Fragen rund um die 
Themen Migration und Flüchtlinge behandelt werden. Der Beirat soll zudem ein Mitspracherecht im 
zuständigen Fachausschuss der Bezirksverordnetenversammlung haben. 
 
Lichtenberg hat bereits sehr viele Flüchtlinge aufgenommen. Damit die notwendige Integration 
gelingt, benötigt Lichtenberg viel mehr Unterstützung in Form von Geld, Personal und Infrastruktur 
durch das Land Berlin. Bei kommenden Flüchtlingen muss sichergestellt werden, dass alle Bezirke 
gleichmäßig an der Unterbringungen und Integration beteiligt werden. 

12. Freiheit und öffentliche Sicherheit 
Das Ordnungsamt Lichtenberg soll seine Aktivitäten auf die Einhaltung von Sicherheit und Sauberkeit 
im Bezirk legen und weniger auf die Abzocke der Bürger und Wirtschaftstreibenden. Die Präsenz in 
öffentlichen Parks soll erhöht werden. 
 
Im Gegensatz zu Kameraüberwachung ist Polizeipräsenz geeignet, um Straftaten zu verhindern. In 
den Kiezen sollte zu Fuß, auf dem Rad und mit dem Kfz regelmäßig die Polizei wahrnehmbar sein, um 
die Sicherheit bei Tag und bei Nacht zu gewährleisten. 
 
Durch mehr funktionierende Straßenbeleuchtung und das Zurückschneiden von Büschen und 
Sträuchern sollen Angsträume reduziert werden. 
 
Wir setzen uns für den Erhalt der Gedenkstätten Berlin-Hohenschönhausen und Normannenstraße 
ein. Die deutschen Erfahrungen mit Diktatur und Repression müssen zukünftigen Generationen 
vermittelt werden. Ansonsten werden wir anfällig für Verklärung und Beschönigung 
antidemokratischer Strukturen sowie für eine Abwägung zwischen Menschenrechten und 
vorteilhaften wirtschaftlichen Beziehungen. 



 

13. Umwelt und Energie 
Die Energie- und Wärmeversorgung in Berlin und Lichtenberg soll dezentral durch mehrere 
Energieversorger erfolgen, z. B. durch Blockheizkraftwerke, um Abhängigkeiten von Monopolisten zu 
vermeiden. Die Planung der zukünftigen Versorgung muss stets aus gesamtberliner Perspektive unter 
Beachtung von Umwelt, Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit erfolgen. 
 
Zur Bekämpfung der Feinstaubbelastung möchten wir entlang von Straßen Büsche pflanzen, die den 
Feinstaub binden. 

14. Sport 
Wir fordern einen schnellen und effektiven Plan zur Sanierung der Lichtenberger Turnhallen.  
Die Unterbringung für Flüchtlinge in Turnhallen darf nur Übergangscharakter haben. Jetzt müssen 
Gemeinschaftsunterkünfte und Wohnungen zur Verfügung gestellt werden. Für diese nachhaltige 
Unterbringung muss der Bezirk endlich die nötigen Kapazitäten schaffen. 
 
Die Kooperation mit dem SC Berlin, einem der größten und erfolgreichsten Sportvereine 
Deutschlands mit Sitz im Bezirk, wollen wir fortführen und intensivieren. Lichtenberg soll vom 
positiven Image und vom Wirtschaftsfaktor Sport profitieren. 
 
Wir wollen die Zusammenarbeit zwischen Schulen und Sportvereinen ausbauen. Die Vereine sollen 
sich im Rahmen des Sportunterrichts vorstellen dürfen. So kann auch die Vielfalt des Angebots im 
Sportunterricht erhöht werden. 
 
Die Planung weiterer Sportplätze muss die steigende Bevölkerungszahl berücksichtigen. 
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